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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Internationalen Übereinkommen vom . 

2. Dezember 1946 zur Regelung des Walfangs 
— Drucksache 9/1411 — 

A. Problem   

Das Internationale Übereinkommen zur Regelung des Wal-
fangs dient sowohl wirtschaftlichen Zwecken wie auch der Er-
haltung der stark dezimierten Walarten. Der Gesichtspunkt 
des Artenschutzes hat in den letzten zehn Jahren immer grö-
ßere Bedeutung gewonnen. Diese Ausrichtung soll durch den 
Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu dem Übereinkom-
men gestärkt werden, um ihr eine entsprechende Einfluß-
nahme auf die Internationale Walfang-Kommission zu ermög-
lichen. 

B. Lösung 

Dem Beitritt zum Übereinkommen wird zugestimmt. 

C. Alternativen 

keine 

Einmütigkeit im Ausschuß 

D. Kosten 

Lediglich ein jährlicher Mitgliedsbeitrag des Bundes von rund 
30 000 DM. 

Länder und Gemeinden werden mit Kosten nicht belastet. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 9/1411 — mit der Maßgabe, daß Artikel 2 Nr. 2 
gestrichen wird, im übrigen unverändert nach der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 24. März 1982 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) 

Vorsitzender 

Rainer 

Berichterstatter 

Bericht des Abgeordneten Rainer 

Der von der Bundesregierung am 4. März 1982 einge-
brachte Gesetzentwurf wurde vom Deutschen Bun-
destag in seiner 91. Sitzung am 11. März 1982 an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten überwiesen. Er befaßte sich in seiner Sitzung 
am 24. März 1982 mit dem Entwurf. 

Ziel der Vorlage ist die Zustimmung der Gesetzge-
bungsorgane des Bundes zu dem Internationalen 
Übereinkommen zur Regelung des Walfangs vom 
2. Dezember 1946. Dieses bedarf nach Artikel 59 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes der Ratifikation, da 
es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung 
bezieht. Vor allem die innerstaatliche Umsetzung 
von Vorschriften zur Erhaltung und Nutzung der 
Walbestände, die von der internationalen Walfang-
kommission beschlossen sind oder noch beschlossen 
werden, erfordern eine gesetzliche Grundlage. 

Bei seinem Abschluß im Jahre 1946 bezweckte das 
Übereinkommen in erster Linie Schutzmöglichkei-
ten für eine größere Zahl von Walarten aus wirt-
schaftlichen Gründen. Fleisch, 01, Fett, Knochen und 
verschiedene Körperteile der Wale werden von der 
Lebens- und Futtermittel- sowie von der pharmazeu-
tischen und kosmetischen Industrie verarbeitet. In-
folge der rigorosen wirtschaftlichen Nutzung der 
Walbestände sind einige der 90 Walarten vom Aus-
sterben bedroht. In den siebziger Jahren entwickelte 

Bonn, den 24. März 1982 

sich weltweit ein Gefühl der Verantwortung zur Er-
haltung dieser außergewöhnlichen Tierart. Wale 
sind die größten Tiere, die je auf der Erde gelebt ha-
ben, zudem sind sie Säugetiere, die im Meer leben. 
Die immer größer gewordene Bedeutung des Arten-
schutzes für Wale hat dazu geführt, daß heute dem 
Übereinkommen mehr Nicht-Walfang-Nationen an-
gehören als Walfang betreibende Länder. Während 
das frühere Deutsche Reich zu den führenden Wal-
fang-Nationen gehörte, ist der Walfang unter deut-
scher Flagge zu Beginn des Zweiten Weltkrieges ein-
gestellt worden. Die Bundesrepublik Deutschland 
hat heute ausschließlich Interesse an der Verstär-
kung der für die Erhaltung dieses außergewöhnli-
chen Meerestieres eintretenden Völkergemein-
schaft. Wegen der Einzelheiten des Entwurfs und 
des Übereinkommens wird auf die Begründung des 
Entwurfs und die eingehende Denkschrift zu dem 
Übereinkommen verwiesen. 

Bei den Beratungen im Ausschuß wurde die Vorlage 
begrüßt. Der Ausschuß folgte jedoch der Stellung- 
nahme des Bundesrates, dem die Bundesregierung 
zugestimmt hat. Mit dieser Maßgabe fand der Ent-
wurf einmütige Billigung. 
Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten bitte ich den Deutschen Bundes-
tag, der Vorlage — Drucksache 9/1411 — zuzustim-
men. 

Rainer 

Berichterstatter 


